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Landkreistag Sachsen-Anhalt 





10. März 2003

Az.: 014-7

V e r m e r k

zum 29. Landräte-Seminar am 27./ 28.02.2003 in Wohlmirstedt, Burgenlandkreis 
Das Landräte-Seminar hatte folgende Ergebnisse:

1. Entwicklung der Sozialhilfekosten in den der Landkreisen
Herr Struckmeier erläutert zunächst anhand verschiedener Schaubilder die Strukturen der Sozialhilfe im Land und den daraus abzuleitenden Erhebungsbedarf. Anschließend stellt er die Auswertung der mit Rundschreiben Nr. 012/2003 eingeleiteten Datenerhebung zu den Sozialhilfekosten der Landkreise vor. Die schriftliche Fassung der Auswertung wird den Herren Landräten als Tischvorlage zur Verfügung gestellt.

Vertiefend erörtert wird, dass die erfassten Sozialhilfedaten und die daraus abgeleiteten Kennzahlen sich erheblich zwischen den einzelnen Landkreisen unterscheiden. Tatsächliche Unterschiede zwischen den Landkreisen in den Sozial-, Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsstrukturen können die erheblichen Abweichungen nur teilweise begründen. Daneben scheinen sich auch Unterschiede in der statistischen Datenerfassung und im Verwaltungsvollzug auszuwirken.
Die beträchtlichen Abweichungen bei einigen Landkreisen zwischen der Zahl der erfassten Hilfeempfänger und der in der amtlichen Statistik des Landesamtes für Statistik ausgewiesenen Hilfeempfänger belegt die Notwendigkeit der Erarbeitung einer gemeinsamen Datenbasis. Gleiches gilt hinsichtlich der erfassten Haushaltsdaten, da auch insoweit Unterschiede in der Verwaltungspraxis der Landkreise zu erkennen sind. Seitens der Geschäftsstelle wird dazu auf die vom MI vorgegebenen „Vorschriften über die Gliederung und Gruppierung der Haushaltspläne der Gemeinden und Landkreise“ hingewiesen. 

Im Weiteren werden die Hilfe zum Lebensunterhalt, insbesondere unter dem Aspekt der Unterschiede bei der Heranziehung Unterhaltspflichtiger, und die Krankenhilfe näher erörtert. Hinsichtlich der Krankenhilfe bitten die Landräte die Geschäftsstelle, eine kreisübergreifend gebündelte Aufgabenerledigung ggf. durch einen Kooperationspartner näher zu verfolgen.

Abschließend kommen die Herren Landräte überein, die Ergebnisse der Datenerhebung in ihren Verwaltungen intensiv auszuwerten. Etwaige Korrekturen zu den erfassten Daten sollen der Geschäftsstelle kurzfristig übermittelt werden.

Der Fachausschuss für Gesundheit, Schule, Recht und Soziales, der am 25. März 2003 tagt, wird die Datenerhebung ebenfalls intensiv auswerten. 

2. Funktionalreformgesetz-Entwurf

GF Gertler trägt den bisherigen Beratungsstand der Landesregierung zu beabsichtigten Funktionalreformgesetzen vor. Ein erstes werde voraussichtlich im April 2003 von der Landesregierung beschlossen. Neben den Fachaufgaben, die übertragen werden, sollen im ersten FunktRefG generell das Verfahren zur notwendigen Personalgewinnung sowie die Finanzierung geregelt werden. Zu letzterem weisen die Herren LRe auf die fehlende Verlässlichkeit der Landespolitik in Finanzfragen hin. 

Mit dem 1. FunktRefG sollen relativ unbedeutende Aufgaben auf die Landkreise übertragen werden. Synergien werden daher erst in der Gesamtschau mit den im weiteren Gesetz zu verlagernden Bereichen wie Immissionsschutz geschöpft werden können. 

RP Leimbach teilt die Beschlusslage des Landkreistages (Juli 2000) weiterhin, dass infolge der Errichtung eines Landesverwaltungsamtes, in dem die Aufgaben jeweils nur an einem Standort erledigt werden, so viele erstinstanzliche und publikumswirksame Aufgaben wie möglich kommunalisiert werden sollten. Dabei seien unterschiedliche Sichtweisen der Generalisten und der Spezialisten unausweichlich. 

Er bittet die Landräte, Aufgaben und Standards konkret zu benennen, die vereinfacht bzw. abgeschafft werden können. 
3. Finanzsituation der Landkreise
a) Ergebnisse der „Blitz“-Umfrage zu den Kreishaushalten 2003 


Herr Theel verteilt als Tischvorlage die Ergebnisse der Umfrage zum aktuellen Stand der Haushaltsberatungen 2003 in den Landkreisen. Zurzeit liegen erst in vier Landkreisen beschlossene Haushaltssatzungen für 2003 vor. Derzeit weisen die Verwaltungshaushalte einen Fehlbetrag für 2003 in Höhe von 100 Mio. Euro aus

Das Grundsicherungsgesetz ist bei etwa der Hälfte der Landkreise in Einnahme und Ausgabe gleich hoch veranschlagt worden. Landesweit übersteigen die geplanten Ausgaben die Einnahmen um rd. 7,3 Mio. Euro. 


In Folge des Kinderförderungsgesetzes ergeben sich für die Landkreise spürbare Minderausgaben. Die Landkreise haben gegenüber 2002 einen um rd. 9,2 Mio. Euro niedrigeren Zuschussbedarf veranschlagt. 


Der gewogene Hebesatz der Landkreise in Sachsen-Anhalt wird voraussichtlich in 2003 von 35,87 v. H. in 2002 auf rd. 38 v. H. steigen. Die durchschnittliche Kreisumlage dürfte landesweit bei knapp 190,00 Euro/EW liegen. 

b) Auswertung der Begleitung der Haushaltsaufstellung des Landes für 2003


Zu den Auswirkungen des neuen Kinderförderungsgesetzes verweist Herr Struckmeier ergänzend auf das Schreiben des MS vom 27.02.2003, in dem die Aufteilung der Landesmittel auf die Landkreise darstellt wird. Das Schreiben des MS wird in Kopie verteilt.

c) Grundsicherungsgesetz – Verfassungsstreit


Herr Struckmeier berichtet auf der Grundlage des als Tischvorlage verteilten Vorberichts zum Stand der unter Federführung des DLT angestrebten Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht gegen das Grundsicherungsgesetz. Angesichts der jüngst getroffenen Entscheidungen zum Landeshaushalt, wonach lediglich die vom Bund kommenden Mittel an die Träger der Grundsicherung ausgekehrt werden sollen, aber kein Ausgleich für die Lastenlagerung vom überörtlichen Träger auf die Träger der Grundsicherung beabsichtigt sei, sollten sich auch Landkreise aus Sachsen-Anhalt an der Verfassungsbeschwerde beteiligen.


Für den LK Quedlinburg bekräftigt LR Kullik die Klagebereitschaft. Für den LK Ohrekreis weist LR Webel auf Gründe hin, die einer Beteiligung des Ohrekreises entgegenstehen könnten.


Hinsichtlich der von der Geschäftsstelle hochgerechneten Mehrbelastung für alle Träger der Grundsicherung im Land von 56,3 Mio. Euro merken einzelne Landräte Zweifel an. Die zwischenzeitlich bei Umsetzung des Grundsicherungsgesetzes gewonnenen Erfahrungen zeigten eine erheblich geringere Kostenbelastung, da ein Großteil der Antragstelle letztlich keinen Anspruch hätte. Seitens der Geschäftsstelle wird erwidert, dass die Hochrechnung auf Einschätzungen der Landkreise beruhe, die im Herbst letzten Jahres erhoben worden sind. Bereits im letzten Jahr habe die Geschäftsstelle Zweifel an den teilweise sehr hohen Erwartungen der Landkreise hinsichtlich der nach dem GSiG Leistungsberechtigten geäußert. 


Auf Anregung von LR Dr. Ermrich verständigen sich die Landräte darauf, vor einer Entscheidung über die Beteiligung an der Verfassungs-beschwerde gegen das Grundsicherungsgesetz eine aktuelle Erhebung zu den Folgen des Gesetzes durchzuführen. Die Geschäftsstelle wird gebeten, eine Erhebung zum Stichtag 31.03.2003 einzuleiten.
d) Perspektiven für 2004 (Bericht über einen Workshop unter wiss. Leitung durch das IWH am 26.02.03) 

GF Gertler berichtet zusammen mit den LR’en Dr. Ermrich, Gerstner, Hellmuth über einen von der Staatskanzlei initiierten Workshop zu den Finanzbeziehungen zwischen Land und Kommunen am 25.02.2003.

Die Ausführungen für die kommunale Seite wurden den Teilnehmern ausgehändigt und liegen für die anderen Herren Landräte bei. Prof. Dr. Pohl (IWH) hat nach den Diskussionen als Ergebnis der Tagung zusammengefasst.
· Mischfinanzierung und Vermischung von Aufgaben zwischen den unterschiedlichen Ebenen müssen abgebaut werden; 

· Aus kommunaler Sicht muss das Land dem Subsidiaritätsprinzip gerecht werden und kommunal erledigen lassen, was den Bürger täglich betrifft, und zulassen, dass die Kommunen die Aufgaben nach örtlichen Verhältnissen unterschiedlich erledigen; dabei muss das Land vermeintliche Wählererwartungen abwehren, dass der Landespolitiker für alles auch Kommunale verantwortlich gemacht werden müsse. 
· Eine Aufgabenneuverteilung ist notwendig und mit finanziellen Kürzungen verbindbar, wenn auch die Aufsichtsstränge dereguliert werden, was bei Übertragung in den eigenen Wirkungskreis weitestgehend möglich ist. 

Die Herren Landräte diskutieren die Ergebnisse und erwarten von der Finanzstrukturkommission, dass diese bis Sommer 2003 für die Finanzverteilung ab 2004 auskömmlichere allgemeine Zuweisungen erarbeiten kann. Die Vereinbarung der Landesregierung mit den kommunalen Spitzenverbänden in Mecklenburg-Vorpommern soll auch in Sachsen-Anhalt an das Land herangetragen werden. 
4. ÖPNV-Gesetzesänderungsabsichten
Referent Weiß informiert über die Inhalte des am 25.02.2003 vom Kabinett zur Anhörung freigegebenen Gesetzentwurfs. Danach werde die Aufgabe des ÖPNV als eine freiwillige der Landkreise gestaltet, das Land werde dauerhaft den Schienenpersonennahverkehr gewährleisten, allerdings auch überregionale Buslinien bestellen dürfen und die Finanzierung werde künftig nach einem Verteilungsmodell erfolgen, das Einwohner, Fläche, Fahrgastzahlen und Straßenbahnverkehr als Schlüssel berücksichtige. Neben der im Gesetzentwurf vorgesehenen Verteilung der ÖPNV-Fördermittel, die um die bisher investiven Busförderungsmittel von 25 auf 37 Mio. Euro aufgestockt werden, nahmen die Herren Landräte Überlegungen der Geschäftsstelle über alternative Modellrechnungen entgegen, die die Voraussetzungen des kreislichen ÖPNV in der Fläche besser berücksichtigen. Die Herren Landräte kommen überein, nach Vorliegen des Gesetzentwurfes und gründlicher Prüfung der Modellrechnungen hierzu Stellungnahmen abzugeben. 
5. Schulentwicklungsplanung
Herr Struckmeier führt auf der Grundlage des mit der Einladung versandten Vorberichtes ein.
Mehrere Landräte berichten zum Ablauf der Informationsveranstaltung des MK am 26.02.2003, in der ein Entwurf der Verordnung zur Mittelfristigen Schulentwicklungsplanung seitens des MK verteilt worden ist.

Seitens der Landräte wird die Notwendigkeit bekräftigt, dass das MK schnell für Rechtsklarheit sorgt. Im Weiteren wird Verlässlichkeit des MK mit seinen nachgeordneten Behörden, aber auch der Abgeordneten der Regierungskoalition eingefordert. Sachlich gebotene Entscheidungen der Landkreise auf der Grundlage der Schulgesetzes und der Verordnung dürften nicht durch Landtagsabgeordnete und die Mitarbeiter der staatlichen Schulämter konterkariert werden, indem Ausnahmeregelungen unterstützt würden.  
6. Vergleichsring Bauordnungsämter

Referent Theel berichtet über den Stand des landesweiten Vergleichsrings der kreislichen Bauordnungsämter im Land Sachsen-Anhalt. Nach einer Einführungsveranstaltung am 05.12.2002 und einer Abstimmungsrunde am 12.02.2003 liegen nunmehr in allen Landkreisen die Erhebungsbögen vor, so dass mit der Ermittlung begonnen werden kann. Im Zeitraum 03.03. bis 30.06.2003 werden Fallzahlen zu den Laufzeiten der ausgewählten 6 Produkte im Bauordnungsamt ermittelt. Die Geschäftsstelle geht davon aus, dass die Datenerhebung in vertretbarem Aufwand erfolgt. Soweit es im Einzelfall Probleme gibt, steht die Geschäftsstelle gerne zur weiteren Beratung bereit. 


Die Ergebnisse des Vergleichsrings sollen zum Ende des Jahres vorliegen.

7. Vorschlag für einen stellvertretenden Vorsitzenden des Tierkörperbeseitigungsverbandes

Die Herren Landräte sprechen sich einmütig für die Wahl von Herrn Landrat Hellmuth zum stellvertretenden Verbandsvorsitzenden des Tierkörperbeseitigungsverbandes Sachsen-Anhalt aus.

8. Verschiedenes

8.1
Vorsorgemaßnahmen bei einer terroristischen Ausbringung von Pockenviren

Herr Struckmeier informiert, dass das MS mit Schreiben vom 11.02.2003 die Landkreise über die Gefahr eines terroristischen Anschlages durch Ausbringung von Pockenviren informiert habe. In dem genannten Schreiben werde unterstellt, dass die Organisation und Durchführung etwaiger Schutzimpfungen den Landkreisen und kreisfreien Städten obliege und diese bereits jetzt eine entsprechende Ernstfallplanung aufstellen müssten. Verschwiegen werde aber, dass eine Reihe medizinischer und rechtlicher Fragen ungelöst sei, so z. B. die fehlende Zulassung des Impfstoffes, offene Haftungsfragen bei Impfschäden, die fehlende Impfpflicht, die fehlende Möglichkeit der Dienstverpflichtung von Helfern in den Impfstätten sowie weitere grundlegende medizinische Fragen, wie z. B. die fehlende Festlegung von Kontraindikationen oder Verhaltensregeln für geimpfte gegenüber ungeimpften Personen. Die Geschäftsstelle habe deshalb das MS angeschrieben und um Klärung der offenen Fragen gebeten. Er weist ergänzend auf das Rundschreiben Nr. 104/2003 der Geschäftsstelle hin.
8.2 Zukunft der FUK
Über ein Gespräch zwischen Minister Kley und den kommunalen Spitzenverbänden am 20.02.2003 berichtet Herr Struckmeier. Das MS verfolge als Ziel die Fusion der FUK mit der Unfallkasse Sachsen-Anhalt. Als Ergebnis sei vereinbart worden, dass die kommunalen Spitzenbände mit den kommunalen Gremienvertretern beider Unfallkassen eine gemeinsame Besprechung durchführen. Er bittet die entsprechenden Gremienvertreter, bereits jetzt als Termin den 31. März 2003, 14 Uhr vorzunotieren. 
Seitens der Herren Landräte wird in der nachfolgenden Diskussion einhellig die Auffassung vertreten, dass die Existenz zweier Unfallkassen angesichts der gegenwärtigen Finanzsituation fragwürdig und insgesamt abzulehnen sei. Es könne deshalb nur noch darum gehen, wie die Belange der Feuerwehrangehörigen nach der Fusion in den Gremien der Unfallkasse Sachsen-Anhalt angemessen Berücksichtigung finden können. 

Herr Landrat Dr. Pietsch nimmt den Tagesordnungspunkt zum Anlass, die Möglichkeit einer Fusion zwischen dem Verband der Volkshochschulen und dem Musikschulverband anzusprechen. Seitens der Geschäftsstelle wird zugesagt, die rechtlichen Rahmenbedingungen zu prüfen und konzeptionelle Verstellungen für eine Fusion der beiden Fachverbände zu entwickeln.
8.3 Angebot des Landes zur Übernahme der Unterhaltung und Instandsetzung von Kreisstraßen 

Referent Weiß berichtet über das Angebot des Landes, die Unterhaltung und Instandsetzung der Kreisstraßen für die Landkreise flächendeckend übernehmen zu wollen. Die Landkreise sollen dafür 5.414 Euro aus den Mitteln nach § 11 FAG an das Land zahlen und für Investitionen und Kreisstraßenverwaltung 2.000 Euro behalten dürfen. Die Herren Landräte bewerten das Angebot nicht einheitlich; vielmehr erwarten sie vom Land aufgrund der uneinheitlichen Verhältnisse in den Landkreisen individuelle Angebote, insbesondere - soweit erforderlich - akzeptable Lösungen bei Übernahme von Personal, Betriebshöfen und Geräten. Die Geschäftsstelle wird gebeten, Herrn Minister Dr. Daehre in diesem Sinne zu unterrichten.

8.4
Dienst- und Amtshaftpflichtversicherung für Landräte in Sachsen-Anhalt

Auf Nachfrage berichtet Referent Theel, dass die erbetenen Antworten der Landkreise zu den abgeschlossenen persönlichen Dienst- und Amtshaftpflichtversicherungen der Herren Landräte in Sachsen-Anhalt zwischenzeitlich weitgehend vorliegen. Anhand der Auswertung wird die Geschäftsstelle einen Vorschlag für eine Rahmenvereinbarung unterbreiten, wenn eine Versicherungslücke erkennbar wird.

Struckmeier
Stellv. Geschäftsführer


